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Die Volkszählung in Oeſterreich zu Ende dieſes Jahr⸗ 
hundertes. 
Beſprochen von Eugen Spork. 


II. 

Im erſten Artikel haben wir die ſogenannten „Vorbe⸗ 
reitungen“ — zum Unterſchiede von den „Vorarbeiten“ — zur 
bevorſtehenden Volkszählung flüchtig beſprochen. 

Den zweiten Abſchnitt der geſammten Volkszählungsarbeiten, 
die oben erwähnten „Vorarbeiten“, die ſchon ihrem ganzen Weſen 
nach für die betheiligten Aemter eines eingehenderen Studiums, für 
die Bevölkerung aber einer rechtzeitigen Belehrung erheiſchen, wollen 
wir uns heute als Thema zur Beſprechung wählen. 

Unmittelbar nach Fertigſtellung der jüngſt beſprochenen Ort⸗ 
ſchaftsrepertorien, alſo längſtens mit Ende Juli dieſes Jahres iſt mit 
den Vorarbeiten zur Volkszählung zu beginnen. 

Dieſelben beſtehen der Hauptſache nach: 

1. in der genauen Beſtimmung des Umfanges der durch die 
einzelnen Gemeinden zu leiſtenden Volkszählungsarbeiten, 

2. in der Anordnung des hiebei nach dem Geſetze einzuhaltenden 
Verfahrens, 

3. in der Requiſition und Wahl der den Gemeinden bei— 
zuſtellenden, den Anforderungen nach Qualität und Quantität aus⸗ 
reichend entſprechenden Arbeitskräfte (Zählagenten c.), 

" in der hinreichenden Verſorgung der Gemeinden und Pfarr- 
ämter mit dem erforderlichen Druckſortenmateriale, und 

„ . in der geeigneten Belehrung und Aufklärung der Be— 
volkerung über ihre diesfalls ihnen geſetzlich auferlegten Pflichten. 

Es iſt daher die Zurechtlegung und Eintheilung der Vorarbeiten 
zur programmäßigen Abwicklung derſelben die erſte Nothwendigkeit 
für die politiſchen Behörden, und der ſchwierigſte Theil dieſes Ar- 
beitsprogrammes iſt die oben in Punkt 1 erwähnte Beſtimmung des 
Umfanges der von den Gemeinden zu beſorgenden Arbeiten, da 
ſchon nach dem Geſetze nicht an jede der Gemeinden die gleichen An⸗ 
forderungen geſtellt werden können und dürfen. 


Solchen mit eigenem Communalſtatut (worunter ſämmtliche 
Landeshauptſtädte miteinbezogen ſind) obliegt die vollſtändige Durch⸗ 
führung der Volkszählung ineluſive der Verfaſſung der Orts- und 
Gemeindeüberſichten überhaupt nach dem Geſetze. 

Dieſer Gruppe ſchließen ſich in den Arbeitsleiſtungen jene Ge⸗ 
meinden an, welchen vermöge ihrer Leiſtungstüchtigkeit und Dereit- 
willigkeit die vollſtändige Beſorgung des Zählungsgeſchäftes von den 
politiſchen Landesſtellen übertragen wurde. 8 

Ein Zwang zur Ausführung dieſer Arbeiten beſteht indeß nur 
für die in erſter Linie genannten Gemeinden (mit eigenem Statut), 
wogegen es allen anderen freiſteht, auf Grund des § 28 alinea 1 
zu erklären, daß fie die ihnen durch die Volkszählungsvorſchrift, be— 
ziehungsweiſe von den politiſchen Landesbehörden allenfalls über— 
tragenen Arbeiten nicht leiſten können. 

Dieſe letztere Kategorie zerfällt nun in drei Gruppen, deren 
erſte, ſoferne ſie ſich der Arbeit nicht ausdrücklich durch die in aller 
Form abgegebene Erklärung des Leiſtungsunvermögens entſchlägt, nur 
aus der Aufnahme der Bevölkerung und der Ablieferung des voll— 
ſtändigen und geordneten Urmateriales über die Bevölkerungsaufnahme, 
an die jeweilig vorſtehenden Bezirkshauptmannſchaften, beſteht, welche 
alſo dieſe Arbeiten leiſten wollen und können. 

Die zweite Gruppe bilden demnach jene Gemeinden oder Guts— 
gebiete, welche von dem ihnen im § 28 alinea 1 der Volkszählungs— 
vorſchrift zugeſtandenen Rechte der Ablehnung wiſſentlich keinen 
Gebrauch gemacht haben und ſomit bei eigener Dafürhaftung die Auf— 
nahme der Bevölkerung und Abgabe des Zählungsmateriales an die 
Bezirkshauptmannſchaften zu vollziehen verpflichtet ſind, welche dieſe 
Arbeiten alſo zumindeſt leiſten wollen. 

Die dritte und letzte Gruppe dieſer zweiten Kategorie bildet 
ſich aus dem „enfant terrible“ der politiſchen Landesverwaltung, 
das ſind jene Gemeinden und Gutsgebiete, welche aus Unverſtändniß 
oder einem glimpflicher zu wählenden Titel die rechtzeitige Abgabe 
der Erklärung ihres vorausſichtlichen Leiſtungsunvermögens rück— 
ſichtlich der Zählungsarbeiten unterließen und den Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften als deren vorgeſetzte Ueberwachungsbehörde, wenn nicht gar in 
unbrauchbarem Zuſtande, ſo doch erſt nach Ueberſchreitung der für die 
Ablieferung dieſer ihnen aus dem Geſetze oder durch die Landes— 
behörden in Gemäßheit des § 12 übertragenen Arbeiten vorgezeichneten 
Termine liefern. Dieſe erinnern an die bekannte Aneldote des „Elephas 
vom Senegal“. 

Damit aber, daß in den beiden letzteren Fällen die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſten dieſe Arbeiten durch Bezirksbeamte auf Grund des § 12 
der Volkszählungsvorſchrift oder durch ſonſt hiezu geeignete Organe, 
nachträglich, wenn auch auf Koſten der betreffenden Ge— 
meinde oder des Gutsgebietes verrichten laſſen, iſt dem Weſen und 
Zweck des ohnehin fo mühſam auszuführenden Werkes der Volks— 
zählung wenig und nur ſchwer gedient. 

Die Beſtimmung des Umfanges der durch die Gemeinden und 
Ortsgebiete zu leiſtenden Volkszählungsarbeiten iſt als fundamentale 


jedenfalls die wichtigſte Vornahme der politiſchen Landesſtellen und 
empfiehlt es ſich ſehr, ſchon nach Maßgabe des Inhaltswerthes mit 
Bezug auf prompte und richtige Ausführung der ſchon früher 
von den Gemeinden zu verfaſſenden (von uns in voriger Nummer 
dieſer Zeitſchrift beſprochenen) Ortſchaftsverzeichniſſe und der Re— 
viſion der Häuſernumerirung nicht nur allein darauf Bedacht zu 
nehmen, welchen Ortsgemeinden und Gutsgebieten nach § 12 alinea 2 
dieſe Zählarbeiten übertragen werden können, ſondern vielmehr 
welchen der unterſtehenden Gemeinden dieſe wichtigſten Arbeiten über- 
haupt zur Ausführung ſchon von Vorneherein nicht anzuver⸗ 
trauen ſind, und unbekümmert darum, daß Letztere von dem ihnen 
in § 28 der Volkszählungsvorſchrift eingeräumten Rechte der Ablehnung 
aus Unvermögen nicht Gebrauch machten, dieſe Arbeiten wie ſchon 
oben erwähnt, deſſen ungeachtet durch Organe der politiſchen 
Behörde und gleichzeitig am allgemeinen Zähltage vorzunehmen, 
ob nun die betroffenen Gemeinden damit einverſtanden ſind oder nicht. 

Wo es ſich um ein ſo bedeutendes Werk handelt, das nur im 
ureigenſten Intereſſe — zum Wohle und Nutzen der geſammten Be— 
völkerung geſchaffen wird, müſſen alle die eventuellen kleinlichen Recht⸗ 
habereien beiſeite geſchoben und Zweck und Ziel im Auge behalten 
werden und dieß iſt im vorliegenden Falle Aufgabe der politiſchen 
Landesverwaltung. 

Der zweite Theil der Vorarbeiten zur bevorſtehenden Volks— 
zählung betrifft die Anordnung des hiebei nach dem Geſetze ein— 
zuhaltenden Verfahrens. 

Es iſt dies ein Punkt, über welchen ſeit Jahren und von an— 
erkannten Capacitäten auf dem Gebiete der Statiſtik Discuſſionen ge= 
pflogen, Anſichten eifrig verfochten und viele Werke und Abhandlungen 
geſchrieben wurden, ohne daß bisher eine Meinungseinigkeit dahin 
erzielt worden wäre, um unter Zugrundelegung ſolch einheitlicher 
Gutachten der zur Abgabe derſelben berufenen Autoritäten, eine Norm 
aufzuſtellen, nach welcher im Verordnungswege beſtimmt werden 
könnte, in welchen Städten, beziehungsweiſe Orten die Zählung 
nur mittelſt Anzeigezettel vorzunehmen iſt, um hiernach auch 
mit Beſtimmtheit folgern zu können, in welchen Orten das Zähl— 
geſchäft nur unter Anwendung der Aufnahmsbögen zur Vornahme 
zu gelangen hat. 

Rückſichtlich der Landeshauptſtädte iſt dieſe Frage allerdings 
ſchon in $ 15 alinea 2 der Volkszählungsvorſchrift klar und be— 
ſtimmt beantwortet, nicht aber bezüglich jener größeren Orte, in 
welchen das Zählungsgeſchäft vollſtändig den Gemeinden von der 
politiſchen Landesbehörde, in Gemäßheit des $ 12 alinea 2 der Volks⸗ 
zählungsvorſchrift, nach Gutdünken zur Beſorgung übertragen wird. 

Zur Zeit der Sanctionirung des Volkszählungsgeſetzes — vor 
mehr denn dreißig Jahren alſo, hatte man in ſonſt maßgebenden 
Kreiſen allerdings noch nicht jene Erfahrungen, die eine ſolche Präci— 
ſirung ohne Gefahr der Complicationen in der Handhabung der Vor— 
ſchriften über die Anwendung von Anzeigezetteln und Aufnahmsbogen 
geeignet erſcheinen ließ, allein was man in der ſeither abgelaufenen 
Zeit nicht im eigenen Staate — in Oeſterreich-Ungarn — als er— 
probt erkennen konnte, das würde ſich aus den Erfahrungen ana⸗ 
loger Fälle der übrigen Culturſtaaten entnehmen laſſen. 

Die Baſis aller Statiſtik ſind Zahlen, ergo könnte man auch 
hier die Zahlen ſprechen laſſen, die eine vergleichende Zuſammen— 
ſtellung der Reſultate der gedachten anderen Culturſtaaten auf dieſem 
Gebiete ergeben. 

Wenngleich Oeſterreichs techniſche Einrichtung für die Zwecke 
der Statiſtik bereits die ſämmtlichen übrigen Culturſtaaten überflügelt 
hat, ſo könnte doch anderwärts das dem Weſen nach Bewährte 
auch in Oeſterreich dort Nutzanwendung finden, wo man ſich definitiv 
zu Einem oder dem Anderen noch nicht entſchloſſen hat. 

In unſerer jenſeitigen Reichshälfte wurde ein drittes Syſtem, 
nämlich das der Individual- oder Zählkarte, durch die Initiative des 
Miniſterialrathes Keleti eingeführt, welcher ſich über den Erfolg ſehr 
günſtig äußerte. 

Andere reichliche Erfahrungen haben aber gelehrt, daß in ge— 
wiſſen Dingen jedes Experimentiren entſchieden zu vermeiden iſt und 
der conſervativen Richtung der Mehrheit der „kleinen Mitarbeiter“ 
(der Zählagenten) am großen Werke im Intereſſe des Letzteren ge= 
bührende Beachtung zuzuwenden wäre. 
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Auch der Verfaſſer dieſer Zeilen hat im Verlaufe der Volks 
zählungsarbeiten in den Jahren 1881 und 1891 perſönlich die Er 
fahrung gemacht, daß ſich in allen Fällen die Anwendung der Auf 
nahmsbogen beſſer bewährte, als die der Anzeigezettel. 

Aeußerſt zutreſſend verbreitet ſich hierüber der Statthalterei⸗ 
Secretär Dr. v. Mayrhofer in ſeinem Werke über die Volkszählung 


in Oeſterreich, wo er ſagt: 


„Bei Auslegung des Geſetzes wäre es möglich, die Anwendung 
der Anzeigezettel auf die Landeshauptſtädte zu beſchränken, und dieß 
wäre nicht nur im Intereſſe der mit den Volkszählungsarbeiten be- 
trauten Organe gelegen, ſondern würde auch der Volkszählung 
ſelbſt zuſtatten kommen. 

Die Nachtheile, welche die Anzeigezettel in Folge der bei ihnen 
angewandten Methode der Selb ſt aufnahme im Gegenſatze zu der 
paſſiven Bevölkerungsaufnahme durch die Aufnahmsbogen für den 
adminiſtrativen Zählungsapparat mit ſich bringen, haben wir bereits 
oben geſtreift. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß ſelbſt dem intelligenten, ge— 
ſchulten Zählungscommiſſär, welcher mit den Zählungsvorſchriften und 
den Belehrungen zu dem Aufnahmsbogen genau vertraut iſt, 
in der vielgeſtaltigen Wirklichkeit in Bezug auf die richtige Aus— 
füllung der einzelnen Rubriken desſelben Zweifel auftauchen, und daß 
hiezu ein höheres Maß von Intelligenz und Findigkeit gehört, als 
man gewöhnlich anzunehmen geneigt iſt. 

Dieſe Intelligenz iſt aber nicht in allen Bevölkerungsſchichten, 
insbeſondere auch nicht bei allen Bewohnern der Landeshauptſtädte 
(ſelbſt die Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien nicht aus— 
genommen) vorhanden, und auch dort, wo dieſelbe vertreten iſt, fehlt 
oft der gute Wille, vorerſt die Belehrungen zur Ausfüllung der (mit 
den Aufnahmsbögen im Weſentlichen congruenten) Anzeigezettel ein— 
gehend zu ſtudiren. 

Die Folge davon iſt, daß ein großer Theil der Letzteren bei 
den Behörden in einem nicht brauchbaren Zuſtande einlangt. 

Vielfach find dieſelben formell nicht richtig und nicht voll— 
ſtändig ausgefüllt, und, wenn dies auch der Fall iſt, fehlt hier unge— 
achtet der den Parteien unter der Strafſanction des § 30 der 
Volkszählungsvorſchrift obliegenden Wahrheitspflicht, die Garantie für 
die materielle Richtigkeit in höherem Maße als bei den Aufnahms— 
bögen; — man denke nur beiſpielsweiſe an die Altersangaben des 
weiblichen Geſchlechtes in den gebildeten Claſſen, oder an die Angaben 
über die Umgangsſprache, welch' letztere in gemiſchtſprachigen 
Bezirken häufig (unter Mithilfe der Hausbeſitzer und Quartiergeber) 
durch National ſtätenumtriebe beeinflußt werden. 

Außerdem wird mit der Zuſtellung der Anzeigezettel in größeren 
Städten wegen Mangel an genügendem Dienſtperſonale zuweilen 
ſchon mehrere Wochen vor dem Zählungstage begonnen, was 
zur Folge hat, daß dieſelben häufig verfrüht ausgefüllt werden, und 
daß ſich auch hiedurch Unrichtigkeiten einſchleichen. \ 

Im Hinblide auf dieſe der Anwendung von Anzeigezetteln 
anhaftenden Mängel hat das Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe 
vom 26. Auguſt 1890, 3. 17.410, angeordnet, daß die ausgefüllten 
Anzeigezettel „einer allgemeinen Prüfung von Haus zu 
Haus“ zu unterziehen ſind. - 

Nun vergegenwärtige man ſich die Geſammtarbeit: zuerſt die 
Zuſtellung der Druckſorten, dann die Evidenz über die vollſtändige 
Zuſtellung, die Evidenz über das vollzählige Einlangen der aus⸗ 
gefüllten Anzeigezettel, ihre Prüfung in den Kanzleien und die Reviſion 
derſelben und Behebung der Unrichtigkeiten in den einzelnen Häuſern. 

Iſt die Summe dieſer einzelnen Arbeiten nicht größer und 
zeitraubender als eine einmalige, paſſive Aufnahme der 
Bevölkerung durch geſchulte Zählungscommiſſäre?! — 

Als untergeordnetes Motiv zu Ungunſten der Anzeigezettel ſei 
auch die große Papierverſchwendung angeführt, welche bei derſelben 
unvermeidlich iſt, da ja für jeden Wohnungsinhaber, deſſen Haushalt 
oft nur aus zwei bis drei Perſonen beſteht, abgeſehen von der 
ſeparaten Ausfolgung des Belehrungsformulares, ein ganzer großer 
Bogen verwendet werden muß. 

Nach dem Geſagten dürfte mit Recht die Frage aufgeworfen 
werden können, ob es nicht zweckmäßiger wäre, das Verfahren mit 
Anzeigezetteln gänzlich aufzugeben und ſtatt derſelben die Auf— 
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nahmsbögen als einziges (weil erprobtes) Zählungsmittel ein⸗ 
zuführen. i a 5 e e 
Der einzige Fall, in welchem nach dem gegenwärtigen Geſetze 
die Anzeigezettel empfehlenswerth erſcheinen, iſt jener des § 24 der 
Volkszählungsvorſchrift, nach welchem dieſelben auch dort, wo die 
unmittelbare Eintragung in den Aufnahmsbögen vorgenommen wird, 
in den Klöſtern, Spitälern, Akademien, Erziehungshäuſern u. dgl. 
Anwendung finden können, — und gerade von dieſem Falle wurde 
bei den letzten Volkszählungen vielleicht nicht ausreichend Gebrauch 
emacht. 
5 Hier iſt die Anwendung der Anzeigezettel zur Erleichterung der 
Bevölkerungsaufnahme deßhalb zweckmäßig, weil in derartigen An- 
ſtalten über die in denſelben vereinigten Perſonen ohnedies eine 
genaue Evidenz geführt werden muß, und daher die hiemit betrauten 
im Schreibfache verſirten Perſonen in der Regel auch zur Aus— 
füllung der Zählpapiere beſonders geeignet find. u 

Andererſeits wäre es aber nicht nöthig, für dieſen erceptionellen 
Fall die Anzeigezettel beizubehalten, und dürfte es zweckmäßiger ſein, 
auch hier nur Aufnahmsbögen anzuwenden, dagegen aber die in 
dieſen Anſtalten angeſtellten, hiezu geeigneten Perſonen womöglich als 
Zählungscommiſſäre für die in denſelben befindlichen Individuen 


heranzuziehen. 
ergntdkeh (Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Stallungen, welche zur Unterbringung von zum Verkaufe beſtimmtem, 

jedoch im eigenen landwirthſchaftlichen Betriebe gezüchteten, be⸗ 

ziehungsweiſe aufgezogenen Viehe dienen, ſind nicht als Anlagen 
für einen gewerblichen Betrieb anzuſehen. 

Mit dem Erlaſſe vom 14. November 1896, Z. 42.832, hat die 
Statthalterei in B. genehmigt, daß die ſeinerzeik über den Pachthof 
des Ludwig H. in St. in Folge Vorhandenſeins von Maul- und 
Klauenſeuche im Sinne des § 26 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
verhängten veterinär⸗polizeilichen Maßregeln außer Wirkſamkeit geſetzt 
werden. 

Gleichzeitig hat die Statthalterei die Bezirkshauptmannſchaft in 
S. beauftragt, bei der vorzuſchreibenden Genehmigung der im er— 
wähnten Hofe befindlichen Stallungen als Betriebsanlage im Sinne 
der Gewerbeordnung die Bedingung zu ſetzen, daß in dieſe Stallungen 
ausſchließlich nur zum Handel beſtimmte Thiere, keineswegs aber das 
zum Betriebe der Landwirthſchaft dienende Vieh eingeſtellt werde. 

Ueber dieſen Erlaß hat die Bezirkshauptmannſchaft unterm 
16. November 1896, 3. 18.353, den Ludwig H. angewieſen, be— 
kannt zu geben, ob die in ſeinem Pachthofe befindlichen Stallungen 
als Betriebsanlage für die Einſtellung von Handelsvieh im Sinne 
des § 25 der Gewerbeordnung genehmigt ſind, und im gegentheiligen 
Falle, um die behördliche Genehmigung einzuſchreiten. 

Im hiegegen eingebrachten Statthalterei-Recurſe wendete H. ein, daß 
die Stallungen im Pachthofe zu S. lediglich zur Einſtellung des 
zum Betriebe der Landwirthſchaft erforderlichen Viehes dienen und 
nur ausnahmsweiſe und ſehr ſelten für Handelsvieh benützt werden. 
Letzteres Vieh pfleget Recurrent in den zu dieſem Zwecke gemietheten 
Stallungen in A. einzustellen. Uebrigens unterliegen die Stallungen 
in S., felbſt wenn ſie als gewerbliche Betriebsanlage angeſehen 
werden konnten, nicht der gewerbsbehördlichen Genehmigung, da die 
Vorausſetzungen des § 25 der Gewerbeordnung nicht zutreffen. 

Ueber dieſen Recurs wurde über Auftrag der Statthalterei 
nachträglich ſichergeſtellt, daß Ludwig H. im November 1886 den 
Viehhandel ausdrücklich mit dem Standorte in A. Nr. 22 angemeldet 
hat, über welche Anmeldung ihm der Gewerbeſchein zu dieſem Handel 
ausgefolgt wurde. Ferner wurde ſichergeſtellt, und zwar durch den 
. f. Bezirksthierarzt, daß Ludwig H. in Gemeinſchaft mit ſeinem 
Bruder Alexander und ſeinem Vater Adalbert den Pachthof in S. 
im Ausmaße von 400 Metzen Feldern und dazu gehörigen Stall⸗ 
räumlichkeiten für circa 50 Rinder in Pacht hält. In demſelben 
ſtehen ſtets vier bis fünf Paare Zugochſen, welche für die Oekonomie 
verwendet werden, außerdem acht bis zwölf Stück Jungſtiere, welche 
als Kälber angekauft und im Alter von fünf Viertel bis zwei Jahren 


für Zuchtzwecke oder als Schlachtvieh verkauft werden. Der hiernach 
erübrigende Raum wird zeitweilig zum Einſtellen von Handelsvieh 
verwendet. Zu A., einem Oekonomiebeſitze von circa 140 Metzen, ſind 
Handelsrinder in variabler Anzahl eingeſtellt. In den Stallungen des 
Bauerngehöftes in S. im Ausmaße von circa 100 Metzen, welche 
H. ebenfalls benützt, ſind Handelsrinder nur ſelten eingeſtellt. Zum 
Schluſſe bemerkt der Bezirksthierarzt, daß der umfangreiche Vieh- 
handel von Ludwig H. auf gemeinſchaftliche Rechnung, die Oekonomie 
jedoch von Alexander H. geführt wird. 

Die Gemeinde S. gab an, daß Ludwig H. im Hofe zu S. 
durchſchnittlich vier bis ſechs Stück Kühe, 12 bis 20 Stück Zug— 
ochſen, ſechs Stück Kälber, zehn Stück Kalbinnen, Jungſtiere und 
Jungochſen, dann zwei bis vier Stück Sprungſtiere eingeſtellt und 
daß derſelbe 300 Metzen Pachtäcker und 150 Metzen eigenen Grundes 
zu bearbeiten hat und contractlich verpflichtet iſt, über 1000 Fuhren 
Dünger auf die Pachtäcker zu führen. Die genannte Gemeinde 
glaubt, daß der Oekonomiebetrieb des H. als ſein Haupterwerb an— 
zuſehen iſt. 

Die Gemeinde A. berichtete, daß H. im Hofe in A. durch— 
ſchnittlich vier bis zehn Stück Vieh eingeſtellt hat, wovon drei bis 
vier Stück zum Betriebe der Landwirthſchaft beſtimmt ſind. 

Im S.⸗Hofe ſtehen laut Angabe des dortigen Gemeindevor— 
ſtehers durchſchnittlich zwölf Stück, hievon acht Stück Handelsvieh. 

Der Bezirkshauptmann berichtete, daß nach dem Ergebniſſe 
dieſer Nachtragserhebungen die vom Reccurenten betriebene Oekonomie 
wohl dem Umfange nach dem Viehhandel vorangeht, daß jedoch auch 
Letzterer bei ſeiner der Bezirkshauptmannſchaft bekannten Aus— 
dehnung und Bedeutung als Nebenbetrieb micht angeſehen werden 
kann. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 26. Juni 
1897, 3. 22.159, auf Grund des Gutachtens ihres techniſchen De— 
partements dem Recurſe des H. keine Folge gegeben, und zwar aus 
nachſtehenden Gründen: „Aus den Acten geht hervor, daß Ludwig H. 
das Gewerbe des Viehhandels angemeldet hat, ſowie daß er in den 
Stallungen des Pachthofes in S. außer den zum landwirthſchaft— 
lichen Betriebe erforderlichen Viehſtücken auch nur für den Handel 
beſtimmtes Vieh einſtellt. Da nun zur Ausübung des Viehhandels 
geeignete und im Sinne des $ 87 der Bauordnung hergeſtellte 
Handelsviehſtallungen, entſprechende Unterkunftsräume für die Futter— 
knechte, Futterkammern und eine Nothſchlachtſtätte vorhanden fein 
müſſen, derlei Betriebsanlagen die Nachbarſchaft durch ungewöhnliches 
Geräuſch und üblen Geruch beläſtigen können, der Viehbeſtand der 
Anrainer, ſowie auch jener der entlegeneren Gehöfte durch den Per— 
ſonen- und Sachenverkehr verſeucht werden kann, außerdem betreffs 
der Errichtung und Einrichtung derartiger Betriebsanlagen auch im 
Hinblicke auf den Verkehr und die Thunlichkeit der ſanitätspolizei⸗ 
lichen Ueberwachung die Vorſchreibung beſonderer Bedingungen und 
Einſchränkungen als nothwendig erſcheint, Jo bedarf dieſe Betrieba- 
anlage (Handelsviehſtallung) im Sinne des $ 25 der Gewerbe— 
ordnung einer Genehmigung. In Folge deſſen erſcheint auch Recurrent 
verpflichtet, im Falle derſelbe das angemeldete Gewerbe weiter zu be- 
treiben gedenkt, den Stand des Handelsviehſtalles namhaft zu machen 
und um die Genehmigung dieſer Anlage im Sinne der Bau- und 
Gewerbeordnung einzuſchreiten.“ 

Der gegen dieſe Entſcheidung eingebrachte Miniſterial-Recurs 
des Ludwig H. bewegt ſich im Weſentlichen im Rahmen der Aus— 
führungen des Statthalterei-Recurſes. 

Das Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 17. No- 
vember 1897, 3. 26.714, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Ludwig 
H., Viehhändlers in S., gegen die dortämtliche Entſcheidung vom 
26. Juni 1897, 3. 22.159, mit welcher unter Beſtätigung des Be⸗ 
ſcheides der Bezirkshauptmannſchaft in S. vom 16. November 1896, 
3. 18.353, dem Genannten aufgetragen wurde, um die Genehmigung 
feiner im Pachthofe S. befindlichen Viehſtallungen als einer ge— 
werblichen Betriebsanlage anzuſuchen, Folge zu geben und die an— 
gefochtene Statthalerei-Entſcheidung, ſowie den derſelben zu Grunde 
liegenden bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid als im Geſetze nicht 
begründet aufzuheben, weil abgeſehen davon, daß der Recurrent zum 
Betriebe des Viehhandels mit dem Standorte in A. berechtigt iſt, 


a 


die von demſelben benützten Viehſtallungen im Hofe zu S. keines- 
wegs als Anlagen für einen gewerblichen Betrieb angeſehen werden 
können, ſomit auch die Beſtimmung der § 25 der Gewerbeordnung 
hinſichtlich dieſer Stallungen keine Anwendung findet.“ 


* 
(r. 


Die Beſtimmung der Statuten einer ſtädtiſchen Verſicherungsanſtalt, 
daß das die Stadt vertretende Organ im Falle eines Streites zwiſchen 
einem Verſicherten und der Anſtalt endgiltig eutſcheiden ſoll, iſt ungiltig. 

Die ſtädtifche Verſicherungsanſtalt in B. wurde von A. auf 
Zahlung einer Brandſchadenſumme von 12.890 fl. 78 kr. belangt und 
erhob die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, da laut ihrer 
Statuten zur Entſcheidung aller aus dem Verſicherungsvertrage ent— 
ſtehenden Rechtsſtreitigkeiten lediglich das Stadtverordnetencollegium in 
B. zuſtändig ſei. Das Landesgericht Prag hat mit Beſchluß vom 
1. März n dieſe Einrede abgewieſen, weil das Stadt 
verordnetencollegium in ſeiner eigenen Sache als Schiedsrichter nicht 
ſelbſt entſcheiden kann, zumal die Stadt in B. an dem Reingewinne 
der Verſicherungsanſtalt participirt. Das Oberlaudesgericht Prag hat 
mit Beſchluß vom 28. März 1898, G.-3. al 15 > 
rede in der Erwägung ſtattgegeben, daß die Gerichtsbarkeit in bürger— 


„jener Ein⸗ 


lichen Rechtsſachen, ſoweit dieſelbe nicht durch beſondere Geſetze vor | 


andere Behörden oder Organe verwieſen wird, durch die ordentlichen 
Gerichte auszuüben iſt (8 1 J.⸗N.), daß die Statuten der Beklagten 
ein ſolches beſonderes Geſetz find und die Ausſchließung des Rechts- 
weges einen weſentlichen Theil des Verſicherungsvertrages bildet, welcher 
durch formelle Geſetze nicht abgeändert werden kann. Dagegen hat der 
Oberſte Gerichtshof mit Beſchluß vom 11. Mai 1898, 3. 6579, die 
erſtrichterliche Entſcheidung aus nachſtehenden Gründen wiederhergeſtellt: 
Da die beklagte Verſicherungsanſtalt eine Gemeindeanſtalt der Stadt B. 
iſt und nach den Gemeindeſtatuten das Stadtverordnetencollegium die 
Gemeinde vertritt, ſo iſt im Falle eines Rechtsſtreites zwiſchen einem 
Verſicherten und der Verſicherungsanſtalt an dem Rechtsſtreite die 
Stadtgemeinde B. als ſolche betheiligt und würde es dem im § 1 
des Staatsgrundgeſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 87, 
— wonach Niemand ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden darf 
— ausgeſprochenen Grundſatze widerſtreiten, wenn ein Rechtsſtreit 
zwiſchen dem Verſicherten und der Stadtgemeinde B. unter Ausſchluß 
des Rechtsweges durch den geſetzlichen Vertreter der Gemeinde, ſomit 
durch den Streittheil ſelbſt, endgiltig entſchieden werden ſollte. Daran 
ändert nichts der Umſtand, daß die Statuten behördlich genehmigt 
wurden, weil die Giltigkeit dieſer Genehmigung nach Art. 7 des Ge— 
ſetzes vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 144, den Gerichten 
zu prüfen zuſteht. Es kann daher dem Kläger nicht verwehrt werden, 
zur Entſcheidung der aus dem Verſicherungsvertrage entſtandenen 
Streitigkeit in Betreff der Höhe der zu leiſtenden Vergütung für den 
Brandſchaden die richterliche Hilfe nach § 19 a. b. G.⸗B. in Gemäß: 
heit der geltenden Competenzvorſchriften in Anſpruch zu nehmen. 


„Gerichts-Zeitung.“ 


Notiz. 


(Zwangserziehung in Preußen.) Ueber die Zwangserziehung in 
Preußen während des Jahres 1897/98 entnehmen wir dem „Reichs-Anzeiger“ 
folgende Angaben. Die Zwangserziehung erfolgt entweder auf Grund § 55 des 
Strafgeſetzbuches für Strafunmündige, die vor vollendetem 12. Lebensjahre eine in 
den Strafgeſetzen mit Strafe bedrohte Handlung begangen haben, oder auf Grund 
des § 56 des St.⸗G.⸗B. für die wegen mangelnder Einſicht freigeſprochenen bedingt 
Strafmündigen im Alter von 12 bis 18 Jahren. Die Zahl der ſtraſunmündigen 
Zwangszöglinge belief ſich bis Ende März 1898 auf 10.687 gegen 10.542 im 
Vorjahr, von denen 5145 in Familien, 4180 in Privatanſtalten und 1363 in 
öffentlichen Anſtalten untergebracht waren. Die hiedurch entſtandenen Koſten be- 
trugen 1,495.824 Mark, davon 747 230 Mark zu Laſten des Staates. Die zweite 
Art der Zwangserziehung auf Grund des § 56 liegt dem Staate ob; zu ihrer 
Durchführung ſind vier Staatsanſtalten eingerichtet, doch werden auch Privatan⸗ 
ſtalten zur Unterbringung namentlich der Zöglinge unter 14 Jahren benutzt. Die 
Zwangserziehung beginnt in der Regel in einer Anſtalt; ſobald die Zwecke der 
Erziehung es erlauben, werden die Zöglinge der Anſtaltserziehung entzogen und 
in Lehrverhältniſſe oder Geſindedienſt oder in Familien untergebracht. Die Ent⸗ 
laſſung aus der Anſtaltserziehung iſt immer nur eine vorläufige; die Zöglinge 
bleiben unter der Aufſicht der Anſtaltsvorſteher, jedoch nicht über das 20. Lebens⸗ 
jahr hinaus. Die Zahl dieſer Zwangszöglinge betrug Ende März 1898 530, die 
entſtandenen Koſten beliefen ſich auf 219.488 Mark. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Secretär im Handelsminiſterium 
Dr. Hugo Wolf das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Finanzräthe Dr. Caſimir Luczkiewicz und 
Dr. Franz Turek⸗Nie wiadomski zu Ober⸗Finanzräthen bei der Finanz⸗ 
Procuratur in Lemberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Finanzrath Valerian Ritter von Olszewski 
zum Ober⸗Finanzrathe extra statum bei der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Baurath Joſeſ Wil fan zum Oberbaurathe der 
Seebehörde in Trieſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Hofrathe und Kanzleidirector des Abgeordnetenhauſes Dr. Heinrich 
Ritter von Halban anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Stern zum 
Comthurkreuz des Franz Joſeſ-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Jofef Grabmayr von Angerheim anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben geſtattet, daß dem Oberbaurathe und Vorſtande des 
techniſchen Departements der Landesregierung in Czernowitz Anton Pawlowski 
anlaßlich der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt⸗ 
gegeben werde. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirks⸗Obercommiſſär 
Stanislaus Ritter von Nowoſielecki und den Statthalterei-Secretär Spiridion 
Telichowski zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Julius 
Kadyi und Albert Rozanski zu Statthalterei-Secretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpraſident a. L. d. M. d. J. hat den Ober⸗Ingenieur Heinrich 
Holl zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Landesregierungs⸗Secretär 
Heinrich Ritter von Mikuli zum Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär 
Anton Patak zum Landesregierungs⸗Secretär in der Bukowina ernannt 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat deu Ingenieur Eduard 
Ebersberg zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Ober⸗-Heſterreich 
ernannt. 

Der Präſident des Oberſten Rechnungshofes hat den Oberrechnungsrath 
Johann Mühlberger zum Hofſecretär ernannt. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrath Joſef Appel zum 
Ober⸗Rechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Theodor Altwirth zum 
Rechnungsrathe ernannt. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat den Hofzahlamtscaſſier Alfred Röhrich 
zum Hofreiſecaſſier ernannt 

Der Finanzminiſter hat den Finanz-Procuraturs-Secretär Dr. Franz 
Radnich zum Finanzrathe bei der Finanz-Procuratur in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die proviſoriſchen Finanz-Procuraturs⸗Secretäre 
Dr. Juvenal Ritter von Rozwadowski, Dr. Zdzislaus Dziubinski, 
Dr. Victor Hamerski und Dr. Wladimir Orski zu Finanzräthen bei der 
Finanz⸗Procuratur in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Franz Stark und Wenzel 
Laskopka zu Rechnungsräthen bei der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 


Erledigung. 


1 Landesregierungs⸗Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe in 
Kärnten bis 17. Auguſt 1899. (Amtsbl. Nr. 172.) 


3. 3486. 


Conrurs⸗Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen ift die 


Belle des Herrekärs zu beleßzen, 


mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienftalters-(Quin- 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeantten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theore ſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch üser die 
praktiſch-politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verjehenen Geſuche 
längſtens bis 15. Auguſt l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramle ein⸗ 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig probiſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß d nitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienftantritt hat längſtens bis 10. November l. J. zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 14. Juli 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 39 und 40 der Erkenntniffe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


